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Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zu der zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 2002 
- Drucksachen 14/6800 Anlage, 14/7309, 14/7321, 14/7322, 14/7323, 14/7537 - 

hier: Einzelplan 09 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie 


Der Bundestag wolle beschließen: 

ln Kapitel 09 02 - Allgemeine Bewilligungen Titelgruppe 10 - Hilfen für die 
Werftindustrie Titel 683 74 - Wettbewerbshilfen für die deutschen Schiffs- 
werften - wird eine Verpflichtungsermächtigung in folgender Höhe aufgenom- 
men, die je zur Hälfte von Bund und Ländern zu tragen ist: 

Verpflichtungsermächtigung: 75 Mio. Euro 

davon fällig: 

Haushaltsjahr 2003 bis zu 15 Mio. Euro 

Haushaltsjahr 2004 bis zu 30 Mio. Euro 

Haushaltsjahr 2005 bis zu 30 Mio. Euro. 

ln dieser Höhe ist eine Haushaltssperre bis zu einer positiven Entscheidung des 
EU-Ministerrates über den Entwurf der EU-Kommission COM(2001) 401 vom 
25. Juli 2001 auszubringen. 

Berlin, den 26. November 2001 

Friedrich Merz, Michael Glos und Fraktion 


Begründung 

Der Marktanteil südkoreanischer Werften am Welthandelsschiffbau hat sich 
nach Darstellung des von der EU-Kommission im Mai 2001 vorgelegten vierten 
Marktberichts deutlich weiter erhöht und betrug im Jahr 2000 auf Basis der ge- 
wichteten Schiffstonnage (CGT) über 35 %. Im Marktsegment der Container- 
schiffe, dem wichtigsten Volumenmarkt europäischer Werften, betrug der 
Marktanteil Koreas über 52 %, im Bereich der Großcontainerschiffe sogar über 
80 %. 
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Die EU-Kommission bestätigt in ihrem „Vierten Bericht der Kommission an den 
Rat zur Lage des Weltmarktes im Schiffbausektor“, dass koreanische Werften 
ihre Akquisitionserfolge durch Abschlüsse zu nicht kostendeckenden Preisen er- 
zielten. Die Preise der untersuchten Aufträge lagen im Mittel 14 % unterhalb der 
Selbstkosten. Die südkoreanische Regierung sah sich bisher nicht in der Lage, 
die Maßnahmen im Rahmen der „Agreed minutes“ gegenüber den koreanischen 
Unternehmen durchzusetzen, in denen sich die EU und die Republik Korea im 
Sommer 2000 auf die Anwendung marktwirtschaftlicher Grundsätze im Schiff- 
bau verständigten. Koreanischen Werften wurden von den staatlichen Banken 
Schulden abgenommen (Halla). Bonitätsprüfungen erfolgen nicht und in Einzel- 
fällen kam es per Gesetz zum Erlass von Steuern (Daewoo). Subventionen im 
Zulieferbereich (Stahl) ermöglichen günstige Einkäufe. Die Verhandlungen 
zwischen der EU und Korea kamen zu keinem Ergebnis. Zwischenzeitlich 
wurde von der EU-Kommission die Vorprüfung für die Einleitung eines 
WTO-Subventionsverfahrens gegen Korea positiv abgeschlossen. Nach Klage- 
erhebung ist mit einem Abschluss des Verfahrens Ende 2002 zu rechnen. Um der 
Forderung nach marktwirtschaftlichem Verhalten in Südkorea Nachdruck zu 
verleihen, ist das Instrument der Abwehrbeihilfen innerhalb der EU bis zur 
Herstellung fairer Wettbewerbsbedingungen aufrechtzuerhalten. 

Das Wettbewerbshilfe-Programm der Bundesregierung gilt nur noch für Schiffs- 
neubauten, deren Akquise bis zum 31. Dezember 2000 erfolgte. Im Rahmen 
dieses Programms werden 7 % des Auftragsvolumens zu ein Drittel vom Bund 
und zu zwei Drittel von den Ländern bezuschusst. 

Die EU-Kommission hat am 25. Juli 2001 den Entwurf einer neuen EU-Verord- 
nung für Produktionsbeihilfen für einzelne, besonders betroffene Schiffstypen 
vorgelegt, der von einem der kommenden Ministerräte verabschiedet werden 
muss. Der Entwurf sieht die Einführung befristeter Schutzmaßnahmen zuguns- 
ten europäischer Werften für den Zeitraum des laufenden WTO-Verfahrens vor 
und ist neben diesem Teil einer Doppelstrategie. Die Beihilfeobergrenze soll 
Schiffstypabhängig zwischen 6 % und 14 % des Vertragswertes liegen. 

Um Vorsorge zu treffen, dass deutsche Werften rechtzeitig über ausreichende 
Finanzmittel zur Akquisition neuer Aufträge verfügen können, ist in den Bun- 
deshaushalt 2002 ein Programmansatz von 300 Mio. DM als neues Programm 
für Produktionsbeihilfen einzustellen. Dieser Betrag wäre bei den vorgeschla- 
genen Beihilfeobergrenzen der EU-Kommission zur Finanzierung von Neuauf- 
trägen in den nächsten 1 V 4 Jahren bis zum Abschluss des WTO-Verfahrens 
erforderlich. Da es sich bei der Werftenhilfe um eine gesamtstaatliche Aufgabe 
handelt, sollten sich Bund und Länder die Kosten in Zukunft jeweils zur Hälfte 
teilen. Denn 70 % der Wertschöpfung beim Schiffbau erfolgt im Bereich der 
Zulieferindustrie, vorwiegend in Bayern und Baden-Württemberg. Die Mittel 
sollen solange mit einer Haushaltssperre versehen sein, bis die ausstehende 
EU-Ministerratsentscheidung getroffen wird. 
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